
Vertreter der Altkatholiken TT Teilnahme der Pan- TOSTAMMES der Cheruth: Vorwürtfe die Außen-
orthodoxen Konterenz auf Rhodos eingeladen hat politik der Regierung (verbunden mit der Forderung nach

„einem Marsch den Jordan“); stärkere Unterstützung
Verstärkte Beachtung der orthodoxen Grenzgebiete des Miıttelstandes und Forderung nach wırtschaftlichen

Retformen in orm eiıner Liberalisierung, Aren dagegenDas Jahr 1959 hat ıne verstärkte Aktivität verschiedener zurück, nıcht zuletzt deshalb, weıl MIt Ausnahme der
orthodoxer Kirchen ZUur Vereinigung mit den monophysi1- außeren Linken und VO  e den milıtärpolitischen Forde-
tischen östlichen Nationalkirchen vezeigt. Mıt Nachdruck runsen abgesehen alle anderen Parteıen MIt ahnlichen
verfolgt Jetzt auch das Patriıarchat Moskau diese Linıe. Programmen 1n den Wahlkampf Yingen. So wurde
Die für Juliı geplante orthodoxe Vorkonferenz auf Rhodos denn als ıne schwere Niederlage9 daß die Che-
wırd eın besonderes Gesicht erhalten, talls die Oberhäup- ruth T: 134 Prozent der Wählerstimmen erhielt. Dıie
ter der koptischen Kirchen VO  S AÄgypten und Athiopien Cheruth hat damıit vermutlich iıhre orößte Ausbreitungs-und der Armenischen Kırche die S1e CrganNnsChHCNH Eın- möglichkeit erreicht. Da S1e mıiıt der Regierungspartel keine
ladungen des Patrıarchen VO  a Konstantinopel annehmen. Koalıition eingehen kann, ohne den Rest ihrer Anzıehungs-Auf mi1ssionNarıs  em Gebiet versucht INan, die VO  e uns kraft einzubüßen, und S$1e ebenso wWw1e die Kommunisten
gemeldeten Ansätze unterstutzen und vertiefen. nıcht als koalıtionsfähig oilt, wırd S1e iın Zukunft bedeu-
Den seIt einıger eit VO  - verschiedenen orthodoxen Ju- tungslos se1n. Die der Cheruth nahestehenden „Allge-gendgruppen, besonders VO  e} den Russen in Parıs versuch- meınen Zionisten“ erhielten 1Ur noch 6,3 Prozent, W 4a5
ten Hilfsaktionen schlo{fß sıch Ende 1959 die Kırche VO  $ auf die Unsıicherheit der Parteıilinie zurückgeführt wırd.
Griechenland Aan, indem S1e 1n allen Gemeinden Samm- Oftensichtlich wurde der oyrößte Teil der Stimmen A die
lungen für die Errichtung Von orthodoxen Kirchen und verloren.
Institutionen 1n Uganda (Ostafrika) veranstaltetee Eıner der wichtigsten Punkte 1mM Wahlprogramm der

11 59 War dıe Forderung nach eıner Wahlretorm (Per-Während sSOMmMLIt die orthodoxen Kırchen Begınn des sönlıichkeitswahl nach englischem Muster), die ine klare
Jahres 1960 nach außen hin 1n geschlosseneres Biıld Zu Regierungsmehrheit und, W1C Miınisterpräsident Ben
bieten scheinen und die Chancen tür gesamtorthodoxe Gurion meınte, auch ine eindeutigere Opposiıtion ermOÖg-Aktionen selten Üünst1g stehen, 1STt aber hr inneres (je- iıchen würde. Gegenüber den relig1ösen Parteien wurde
füge und ıhre gelst1ge Gesamtsıtuation VON Getahren und die Forderung nach „Religionsfreiheit“ hervorgehobenProblemen bedroht, deren schwerwiegendstes dasjenige und das 508 Religionsmonopol der Orthodoxie in Israel
der inneren Integrität der Russischen Kirche 1St, die sıch (vgl Herder-Korrespondenz Jhg., 35) heftig Cauch 1 VErgaNgeNCN Jahr einer ständig zunehmenden oriffen. SO hıeß Dn 1n einer Wahlanzeige der
Flut antırelig1öser und antıkırchlicher Propaganda in (Jerusalem Post, 59) Die Nationalreligiöse Parte1
Staat und Gesellschaft gegenübersah. Hıerauf werden WIr macht dıe Religion einem Gegenstand der Polıitik und
späater zurückkommen. nıcht des Gewiı1ssens. „Die würde sıch freuen,

WEeNnN die Jüdische Religion 1m Zanzen Staate Israel, dem
Lande der Propheten, blühen und gedeihen würde. Les-

Aus der jüdischen Welt halb xylaubt die relig1öse Freiheit. Sollen doch
Jene, die glauben, die Ungläubigen bekehren und nıcht MN1t
Steinen nach iıhnen werten.“ Dıie umgıng inDie ahlen Der Ausgang der Wahlen Z Knes- ihrer Wahlpropaganda die eigentlichen Probleme, indemin Israel seth (Parlament), die Anfang Novem-

ber 1959 1ın Israel abgehalten wurden, rachten einen
S1e die Einflußnahme der relig1ösen Parteien bzw des
Rabbinats auf die Gesetzgebung als bloße Unduldsamkeiterheblichen Stimmenzuwachs für die bisherige Regierungs- hinstellte. Dabei wurde geflissentlich übersehen, da{fß 1Mparteı (Israelische Arbeiterpartei, eLw2 der CNE-iıschen Labour arty vergleichbar). Der Anteıl der orthodoxen Judentum nıcht 1LUFr persönliche Gewı1ssens-
entscheidungen 1bt, sondern auch den Grundsatz derden Wählerstimmen erhöhte sıch VO  } O22 auf 38,5 kollektiven Verantwortung des Volkes VOTr Gott.Prozent. In Israel wırd dieser Stimmenzuwachs als eiIn- Der Wahlsieg der wurde zweıtellos durch dendeutiger Wahlsieg der Parteı des Miınısterpräsidenten Ben Wunsch breiter Bevölkerungskreise nach eiıner polıtischenGurion angesehen. Stabilisierung herbeigeführt. An den Wahlen nahmenDie Wahlen wurden VOonNn der israelischen Offentlichkeit 70 01010 Erstwähler und eLWwW2 die gleiche Zahl 1n-

VOLr allem als eın Machtkampf zwıschen der rechtsradi- wanderer teıil. Man befürchtete, da{fß VON diesen 140 000kalen Cheruth-Partei die gelegentlich und nıcht ganz Wählern viele die Cheruthpartei wählen würden. In denUnrecht als taschistisch bezeichnet wird) und der etzten onaten VOT den Wahlen Wr wıederholtbetrachtet. Die Cheruth hatte bei den Wahlen Zzur Knes- Unruhen den nordaftrıkanischen Neueinwanderernseth 1206 Prozent der Stimmen erhalten und Wr SOMIt gekommen, die 1L1LUTLr csechr schwer und ZzUuU Teil noch aldie 7zweıtstärkste Parteı 1m Lande Die rechtsstehende nıcht 1n das wirtschaftliche Leben eingeglıedert werden
bürgerliche Parteı der „Allgemeinen Zionısten“, die der konnten und dıe besonders Arbeitslosigkeit leiden
Cheruth cschr nahestand, hatte be1 den Wahlen AA haben Zudem wiırd das öftentliche Leben aktisch VO  3 den
Knesseth KOrZ Prozent erreicht, da{fß die Aussiıchten der europäischen Juden beherrscht, dafß sıch die Orlıen-
Cheruth keineswegs ungünstig schienen. Die Cheruth hat, talıschen Juden benachteiligt fühlen. Diese Sıtuation

wurde VOT allem VO  e} der Cheruth und VO  3 den Kommu-WI1Ie CS scheint, den atalen Fehler begangen, da{fß S$1e den
Wahlkampf mMI1It der Losung „Weg MIt der die nısten 1n ihrer Wahlpropaganda AaUSSCHUTZT. Die übrigenCheruth die Regierung“ führte. Das Mag viele Wähler Parteien bewarben sıch die Stimmen der orlientalischen
nachdenklich gemacht haben, die Umständen die Juden, indem S1e orientalische Kandiıidaten sicherer
Cheruth gewählfc hätten. Dıie anderen Punkte des Wahl- Stelle autf ihre Wahllisten etizten
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Die Kommunisten verloren fast die Hilfte iıhrer Stimmen nıcht mehr anerkannten. Zur Regierungskrise kam CS als
28 0/0, vorher 4,5) Dies wırd auf die außenpolitische die Linksparteien die Waftenlieferungen die Bundes-
Sıtuation zurückgeführt. Man nımmt d dafß diese Stim- republık Deutschland 1ın der Oftentlichkeit un 1m Rar
iNeN den Linksparteien ZUZULTE kamen, welche wiederum lament verurteilten, obgleich s1e schon vorher davon
Stimmen die verloren haben Die linksextre- Kenntnıis hatten. Ben Gurion 1sSt jedoch autf dıe Unter-
mistische Achdutha Haawodah verlor ein Vıertel ıhrer stutzung dieser Parteıen angewlesen, da die Regierung
Wähler ©9 Prozent; vorher ö,2) Die linksradikale für die nächste Zukunft wirtschaftliche Retormen plant

hat MIt / Prozent ıhren Wählerstamm, der (evtl Abwertung des israelischen Pfundes), deren urch-
sıch vorwıegend A4US Miıtgliedern der landwirtschaftlichen tührung ohne die Mıtarbeit der Gewerkschaften, in der
Kooperatıven und Facharbeitern USAMMENSETZLT, halten die Linksparteien entscheidende Positionen halten, nıcht

Onnen. möglıich ISt.
Z woltf Parteılısten erhielten weniıger als eın Prozent, Die „Progressive Partei“ (bürgerlich-liberal) machte die
werden also 1im Parlament, 1n dessen Sitze sıch 7zehn Einführung eiınes staatlıchen Gesundheitsdienstes Z UDE Be-
Parteıen teiılen, nıcht VMERSRGtEN seıin. Di1e „neuen“ Parteıen, dıngung für ihre Teılnahme der Regierung. (Die Kran-
die sıch speziell die oriıentalischen Juden wandten, w1e kenkassen sind Gewerkschaftsinstitutionen [ vgl Herder-
eLwa2a die „Nordafrıkanische Unıi0on“ oder die „ Yeme- Korrespondenz Jhg., Die Mehrheit der
nıtısche Fraktion“, hatten keinen Erfolg. Auch dıe Liste würde eiıner solchen Lockerung des Gewerk-
der „Invalıden und Feuergeschädigten“ fand LUr 1800 schaftsmonopols nıcht zustiımmen, obgleich Ben Gurion
Wiähler. selber un ein1ıge einflußreiche Gruppen 1n der Parte1ı seit
Dıie relıg1ösen Parteıen konnten iıhre Posıtionen gering- langem dafür eintreten. Immerhin wurde ine Kompro-
füg1g verbessern. Die Nationalrelig1öse Parteı, 1n der dıe miıßlösung gefunden, nach der eiıne Regierungskommuission
bürgerlich-orthodoxe Misrachi-Partei und die orthodoxe ZUur Prütung des Problems eingesetzt werden oll
Misrachi-Arbeiterpartei vereinigt sınd, erreichte einen Die National-Religiöse Parteı, diıe nach den Auseinander-
Stimmenanteıil VON I9 Prozent (vorher Z die ultra- SCETZUNSCN über die Begriftsbestimmung „Jude“ (vgl.
orthodoxe Agudath- Jısrael und die ihr angeschlossene Herder-Korrespondenz 13 Jhg., 541) AUS der Regie-
Arbeıterpartei erhielten 4, Prozent (vorher 4,4) Dıie u ausgeschieden Wäal, machte dıe Beibehaltung der
Auseinandersetzung zwischen Liberalen und Orthodoxen, gesetzlıchen Regelung der Sabbathruhe ur Bedingung
die 1n den letzten Jahren zuweılen heftige Formen Aa1ll- und auch die Wahrung relıg1öser Belange an den Miıttel-
ZCNOMMEN hatte (vgl Herder-Korrespondenz 12 Jhg., schulen. Letzteres 1St Von besonderer Bedeutung, da 1n
$ ng 341), blieb also ohne Einflu{ß auf dıe Israel die allgemeine Schulpflicht erweitert werden oll

Wählerschaft dieser Parteıien. Der Stimmenzuwachs könnte Der National-Religiösen Parte1ı wurde arüber hinaus die
aut die Stimmen von Neueinwanderern zurückgeführt Errichtung besonderer Schulen bzw besonderer Klassen
werden, Was jedoch keineswegs als sicher angesehen werden tür die Kınder orthodoxer Eltern innerhalb des Aat-

kann, weıl eın oroßer Teıl der Neueinwanderer AaUusSs Polen ıchen Schulsystems zugesagt.
un Rumänien agnostisch 1st und weıl die nordafrikanı- Die Verteilung der Kabinettsposten welst keine wesent-
schen Juden nıcht ohne weıteres ıne betont aschke- lıchen Veränderungen gegenüber den trüheren Koalitions-
nasısche (Mittel- und Osteuropa-)Parteı wählen. Mıt kabinetten auf. Der 50 Nachwuchs der 1St. durch
ein1ıger Sıcherheit kann jedoch ANSCHOIMNINC: werden, da{fß den bisherigen Generalsekretär der Parteı, CG10ra Joseph-
die relıg1ösen Parteıen ıhren Stimmenanteil ntier den tal (Arbeıt), den bisherigen Vertreter Israels be1 den
Erstwählern halten konnten, W as beachtlicher ISt, Aba Eban (ohne Portefeuille), un den Aaus der Armee
als diese 1ın einem für die jüdische Orthodoxie enkbar ausgeschiedenen General Mosche Dayan (Landwirtschaft)
u.ng.ünstigen polıtischen und geistigen Klima aufgewachsen vertireien. Diese zeıchnen sıch VOTLT allem durch ıhren polı-
S11 tischen Pragmatısmus AUuUS, den S1e 1n mancher Hınsicht

Die NEUC Regierung MI1t Ben urıon gemeınsam haben Ihre Aufnahme bal
Kabinett 1St als eın z1emlıch sıcheres Zeichen für den

Obgleich die gestärkt aus den Wahlen hervor- zurückgehenden FEinflu{ß der soz1alıstischen „Dogmatıiker“
QINg, gestalteten sıch die Koalitionsverhandlungen außerst 1n der Parte1 anzusehen. Der sephardiısche Rabbiner Jacob
schwierig, dafß die Regierung erst 1 Dezember DC- Toledano, der nach der Regierungskrise über die Defi-
bildert werden konnte. Die Koalıition zwıschen den Links- nıtıon der Bezeichnung „Jude“ das Religiönsminısteriıum
parteıen Achdutha-Haawodah und War VOTr den übernommen hatte, bleibt Relıgionsminister. Inwieweılt
Wahlen zusammengebrochen, weiıl die Linksparteien Ben dies als eine Absage Aa die Natıional-Religiöse Parte1
Uurl10ons Bedingungen (kollektive Verantwortung der werien Ist, 1St schwer SaAapcCN. Eıne wesentlich veränderte
Koalıtionsparteien tür alle Entscheidungen des Kabinetts) Regierungspolitik 1St nıcht
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